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Sachverhalt und Anträge 

Der BeschwerdefUhrer hat am 5. Juni 1978 beim Europäischen Pa-

tentamt in MUnchen eine europaische Patentanmeldung eingereicht. 

Anstatt die nach Artikel 78(2) EPU vorgeschriebene AnmeldegebUhr 

und Recherchengebühr zu zahien, beantragte er die Stundung der 

GebUhren. Auch nach dem Hinweis der Eingangsstelle, daB eine 

Stundungsmoglichkeit der Gebühren im Ubereinkornmen nicht vorge-

sehen sei, entrichtete der BeschwerdefUhrer die Gebühren nicht. 

Mit Bescheid yam 3. August 1978 wurde ihm von der Eingangsstelle 

nach Artikel 90(3) in Verbindung mit Artikel 78(2) EPU rnitgeteilt, 

daB die europäische Patentanmeldung als zurUckgenorrimen gelte, well 

die Anmeldegebühr und die RecherchengebUhr nicht rechtzeitig ent-

richtet warden seien. Mit Schreiben vom 8. August 1978 beantragte 

der Beschwerdeführer eine Entscheidung des Europäischen Patent-

arnts nach Regel 69(2). Diese Entscheidung wurde am 16. August 1978 

erlassen; es wurde darin festgestellt, daB die europaische Patent-

anmeldung N °  78100086.4 als zurtickgenommen gilt, well der Anmel-

der die Anmeldegebilhr und die Recherchengebühr nicht fristgemäB 

gezahit hat. 

Nit Schreiben vom 18. August 1978, am 21. August 1978 beim Euro-

päischen Patentamt eingegangen, legte der BeschwerdefUhrer ge-

gen diese Entscheidung Beschwerde ein unter Berufung auf seine 

Mittellosigkeit und die von ihm beantragte Stundung der GebUhren. 

Die nach Artikel 108 Satz 2 EPU innerhaib von zwei Monaten nach 

der Zustellung der Entscheidung zu zahiende Beschwerdegebühr hat 

der Eeschwerdeführer nicht entrichtet. Er legte am 16. Oktober 

1978 ein von der Stadtverwaltung Vilshof en am 13.10.78 ausge-

stelites Zeugnis zur vorläufigen Kostenbefreiung vor, das seine 

Mittellosigkeit bestätigte. 

.1... 



-3- 

Mit Schreiben vom 12. Dezember 1978 teilte der Geschäftsstellen-

bearnte der Juristischen Beschwerdekammer dem Beschwerdeführer 

mit, daB die Beschwerde wegen nicht rechtzeitiger Zahiung der 

BeschwerdegebUhr als nicht eingelegt gelte. 

In einem am 19. Dezember 1978 eingegangenen Schreiben und in 

weiteren Eingaben erklärte der BeschwerdefQhrer, daB er mit die-

ser Feststellung nicht einverstanden sei und auf der Behandlung 

seiner Beschwerde bestehe. 

Entsche idung sgrnde 

Die Beschwerde richtet sich gegen die Entscheidung der Eingangs-

stelle, daB die europäische Patentanmeldung No 78100086.4 wegen 
Nichtzahlung der Arimelde- und Recherchengebtihr als zurUckgenommert 
gilt. 

Die Beschwerde ist innerhaib der in Artikel 108 EPU vorgeschrie-

benen Fristen eingereicht und begrUndet worden. Die Beschwerde-
gebUhr ist jedoch nicht entrichtet worden. 

Der BeschwerdefUhrer hat innerhaib der Beschwerdefrist die 

Stundung der Beschwerdegebühr beantragt und ein Zeugnis der zu-

ständigen Stadtverwaltung Uber seine Mittellosigkeit vorgelegt. 

Das Europäische Patenttibereinkornmen sieht jedoch keine Stundungs-

möglichkeit von GebUhren vor. 

Nach Artikel 108 Satz 2 EPU gilt eine Beschwerde als nicht em-

gelegt, wenn die BeschwerdegebUhr nicht rechtzeitig entrichtet 

worden ist. In diesem Pall kann die Entscheidung der Eingangs-

stelle nicht mehr sachlich UberprUft und aufgehoben werden. Da 

mit tritt ein Rechtsverlust nach Regel 69(1) EPU em. 
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Dernentsprechend hat der Geschäftsstellenbeamte der Juristischen 
Beschwerdekainmer den Beschwerdeführer mit Schrejben vorn 12. De-
zember 1978 darauf hingewiesen, daB seine Beschwerde als nicht 
eingelegt gelte. 

Der durch einen Rechtsverlust Betroffene kann nach Regel 69(2) 
EPU innerhalb von 2 Monaten nach Zustellung der Mitteilung über 
den Rechtsverlust eine Entscheidung des Europaischen Patentarnts 
beantragen. Der BeschwerdefUhrer hat innerhaib diese I  r Frist mit-
geteilt, daB er die Feststellung für falsch und nicht annehmbar 
halte; die Beschwerdekammer sieht hierin einen Antrag auf Uber-
prtifung der Feststellung nach Regel 69(2). 

Ur dieë Entscheiththg ist die 3Utjtishe BdsdhWetddk&tftffldt zu-
ständig, der nach Artikel 21(1),(2) EPU die PrUfung von Beschwer-
den gegen Entscheidungen der Eingangsstelle obliegt. 

Die Beschwerdekarrirner hat festgestellt, daB - was im übrigen der 
BeschwerdefUhrer auch nicht bestritten hat - die BeschwerdegebUhr 
nicht entrichtet worden ist und daB daher nach Artikel 108 Satz 2 
EPU die Beschwerde als nicht eingelegt gilt. 

Aus diesen Gründen wird wie folgt 

e n t s c h i e d e n 

Die Beschwerde gegen die Entscheidung der Eingangsstelle des 
Europäischen Patentamts vom 16. August 1978 gilt als nicht 
eingelegt. 

Der Geschäftsstellenbearnte 	 Der Vorsitzende 
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